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der kommunistischen Vertretung einen
prinzipiellen Kurswechsel einer Konzen-
trationsregierung einleiten zu können“,
wie in der KPÖ-offiziellen Parteige-
schichte die daraus resultierende „Zwie-
spältigkeit und Unsicherheit der politi-
schen Perspektive“ auf den Punkt ge-
bracht werden.3 Die Gespräche von Ernst
Fischer mit Julius Raab und Leopold
Figl belegen, dass die Neuwahlkampa-
gne der Jahre 1946/47 nicht auf die
Schaffung einer starken kommunis -
tischen Oppositionspartei abzielte, son-
dern auf eine Schwächung der reak-
tionären Kräfte und eine Stärkung der
KPÖ auf Regierungs ebene. Die entschei-
dende Frage sei, ob es gelänge, die „Re-
aktionäre“ aus der Regierung „herauszu-
werfen oder ob es ihnen gelingt, uns hin-
auszuwerfen“, hielt ZK-Sekretär Friedl
Fürnberg in der Sitzung des Zentralko-
mitees der Partei  Anfang 1947 fest: „Wir
wollen sie hinausbekommen, weil wir
wissen, dass nur dadurch, dass wir die
Reaktion entfernen, es möglich ist, den
Weg zu gehen zum wirklichen Fort-
schritt, zur Demokratie und zum Sozia-
lismus.“4 Am Ende dieser als „Figl-
 Fischerei“ in die Geschichte der Zweiten
Republik eingegangenen Episode stand
jedoch keine Stärkung der KPÖ zu La-
sten der Reaktion, sondern der genau ge-
genteilige Effekt: Die  öffentliche Skan-
dalisierung der  Gespräche drängte die
KPÖ weiter in die Isolation und fixierte
den kommunis tischen Oppositionskurs,
der im November 1947 in den Austritt
aus der Regierung mündete.

Im Mittelpunkt der Gespräche von
Ernst Fischer mit führenden Vertretern
der ÖVP5 stand eine Umbildung der
 Regierung, aus der die in den Augen der
KPÖ reaktionärsten Exponenten aus-
scheiden sollten. Eine solche Zielsetzung
war im Mai bzw. Juni 1947 grundsätz-
lich nicht neu, hatte doch Ernst Fischer
bereits im Dezember 1946 gegenüber
 einem amerikanischen Diplomaten ganz
konkret die Namen der auszutauschen-
den Personen genannt: Neben dem „eng-

Anknüpfungspunkten zu suchen, ihr Ge-
wicht auf Regierungsebene zu erhöhen,
um einen prinzipiellen Kurswechsel ein-
leiten zu können. Die Neuwahlkampagne
mit der taktischen Option eines Regie-
rungsaustritts war eine Überlegung im
Rahmen der zweiten Variante, die auf ei-
ne stärkere Vertretung der Partei in einer
neuen Regierung und nicht auf eine man-
datsstärkere Oppositionspartei abzielte.
Die Forcierung sozialökonomischer
Massenbewegungen wurde als zentraler
Hebel zur Erreichung dieses Ziels ange-
sehen, deren Druck ins Politische über-
setzt werden sollte. Die Steigerung der
Massenaktivitäten und die Neuwahl -
kampagne waren zwei miteinander ver-
bundene Elemente zur beabsichtigten
Veränderung der politischen Kräftever-
hältnisse. Die strategische Perspektive
dieser Orientierung bestand darin, mittels
Neuwahlen den politischen Einfluss der
KPÖ zu stärken, um gemeinsam mit der
SPÖ eine Mehrheit der beiden ArbeiterIn-
nenparteien gegen die ÖVP zu erreichen.

Außenpolitische Sackgasse

Am deutlichsten kam der Zwiespalt
der KPÖ zwischen Regierung und Oppo-
sition in jenen Gesprächen zum Aus-
druck, die der KPÖ-Nationalratsabge-
ordnete Ernst Fischer Mitte Mai und
 Anfang Juni 1947 mit führenden Politi-
kern der ÖVP über eine Umbildung der
Regierung führte. Während erst wenige
Wochen zuvor, am 5. Mai, bei der
 Demonstration am Ballhausplatz die
Massenorientierung der KPÖ deutlich
geworden war,2 versuchte die KPÖ nun
die sich bietende Chance zu nutzen,
durch geheime Absprachen zu einer
Stärkung des kommunistischen Ein -
flusses zu gelangen. Auf der einen Seite
forcierte die Partei ab Herbst 1946 ihren
Oppositionskurs, auf der anderen Seite
wirkte die Auffassung „über eine poten-
tielle positive Funktion einer Dreipartei-
enregierung als Träger volksdemokrati-
scher Reformen weiter und daraus abge-
leitet die Hoffnung, über eine Stärkung

T
rotz ihres enttäuschenden Ab-
schneidens bei den Nationalrats-
wahlen am 25. November 1945

blieb die KPÖ mit einem Minister in der
von Leopold Figl (ÖVP) geleiteten
 Koalitionsregierung vertreten. Dafür
ausschlaggebend waren sowohl taktische
Erwägungen als auch grundsätzliche
Faktoren.1 Eine nicht unbedeutende Rol-
le spielte zunächst die Überlegung, sich
nicht vom politischen Geschehen aus-
schließen lassen zu wollen und der
 Gefahr einer Isolierung zu entgehen.
Zwar war die demokratische Zusammen-
arbeit in der bisherigen Form gescheitert,
die KPÖ war jedoch darum bemüht, auch
in Hinkunft am Wiederaufbau Öster-
reichs teilzuhaben, und hielt an ihrem
Selbstverständnis als konstruktiv mitge-
staltende politische Kraft fest. Gleichzei-
tig stand fest, dass die KPÖ in wesent -
lichen Fragen in Opposition zur West -
orientierung der Regierung Figl-Schärf
und deren Kursnahme auf eine kapitalis -
tische Restauration stehen würde. Dem-
gemäß entwickelte die Partei ihre Politik
in den Jahren 1946 und 1947 im Span-
nungsfeld von Regierung und Opposition.

Im November 1946 startete die KPÖ
eine Kampagne zur Durchführung von
Neuwahlen. Um dieser Forderung ent-
sprechenden Nachdruck zu verleihen,
setzte die Partei verstärkt auf außerparla-
mentarische Aktionen, die an die misera-
ble wirtschaftliche Situation und die
 soziale Lage der Bevölkerung anknüpf-
ten. In den Bewegungen, die aus der
schlechten Ernährungslage und den so-
zialökonomischen Verwerfungen der un-
mittelbaren Nachkriegszeit resultierten,
hatte die KPÖ zunächst zurückhaltend
agiert und mäßigend auf die Streikenden
eingewirkt. Ab Herbst 1946 setzten sich
KommunistInnen zunehmend an die
Spitze der Lohnbewegungen, Streiks und
Demonstrationen. Zu diesem Zeitpunkt
stand die KPÖ vor der politischen Alter-
native, entweder die Regierung zu ver-
lassen und auf einen radikalen Opposi -
tionskurs einzuschwenken, oder nach

„Reaktionäre aus der Regierung hinauswerfen“
Die „Figl-Fischerei“ im Mai/Juni 1947
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stirnigen und unbeweglichen“ Kanzler
Figl führte Fischer noch Oskar Helmer
(SPÖ), Karl Gruber, Ferdinand Graf und
Peter Krauland (ÖVP) an.6 Allgemeiner
Hintergrund dieser Vorschläge war die
kommunistische Kritik an der einseitigen
Westorientierung der Regierung, welche
die Verhandlungs- und Gesprächsbasis
mit der sowjetischen Regierung und
 damit den Abschluss des Staatsvertrags
erschwere.7 Gerüchte über eine von den
 sowjetischen Stellen gewünschte Regie-
rungsumbildung fanden am 1. September
und 26. November 1946 auch Eingang in
das Tagebuch des späteren Finanzminis -
ters und Präsidenten der Nationalbank
Eugen Margarétha (ÖVP).8 Als es An-
fang Jänner 1947 tatsächlich zu kleine-
ren Rochaden in der Regierung kam,
aber keiner der kritisierten Minister ab-
treten musste (Hans Frenzel, Franz Rau-
scher und Lois Weinberger wurden
durch Otto Sagmeister, Karl Mantler und
Erwin Altenburger ersetzt), stellte die
KPÖ in der Öffentlichkeit klar, dass es
keine Parteienverhandlungen über diese
Änderungen gegeben habe, sie also – ob-
wohl Regierungspartei – in die statt -
gefundenen Konsultationen nicht einbe-
zogen worden war.9

Nach dem Misserfolg bei der Moskau-
er Außenministerkonferenz im März und
April 1947, die nicht den erhofften
Durchbruch in der Frage des Staatsver-
trags brachte, verdichteten sich Gerüchte
über einen bevorstehenden Rücktritt von
Außenminister Karl Gruber, der mit
 Peter Krauland alleine die Verhandlun-
gen geführt hatte. Da die zunächst beab-
sichtigte Entsendung von Figl, Schärf
und von Parteienvertretern nicht zustan-

tritt von Figl für möglich halten.16 Eine
Regierungsumbildung soll etwa im Par-
teivorstand der SPÖ – wie die KPÖ in
Erfahrung brachte – sogar von Schärf
und Helmer zur Diskussion gestellt wor-
den sein.17

Aussprachen mit Julius Raab
und Leopold Figl

Um den 20. Mai 1947 herum vermit-
telte der Obmann der Handelssektion der
Wiener Handelskammer und ÖVP-
 Nationalrat Rudolf Kristofics-Binder
 eine Aussprache zwischen Ernst Fischer
und dem späteren Bundeskanzler und
 damaligen Präsidenten des ÖVP-Wirt-
schaftsbundes Julius Raab, an der auch
der Minister für Handel und Wieder -
aufbau Eduard Heinl und der damalige
Nationalratsabgeordnete und spätere
Bundeskanzler Alfons Gorbach teilnah-
men. Die Initiative hierfür war von Kris -
tofics-Binder im Auftrag von Raab aus-
gegangen, wie Fischer festhielt.18 Es ist
zwar sicher übertrieben, dass im Hause
„des Abgeordneten K.“, wie Karl Gruber
unter Berufung auf einen „Ministerkolle-
gen“ (Peter Krauland) schreibt, „regel-
mäßig Zusammenkünfte von Kommunis -
ten mit wichtigen Persönlichkeiten“
stattgefunden hätten,19 Kristofics-Binder
war der KPÖ aber in der Tat seit über ei-
nem Jahr als gesprächsbereit bekannt. So
berichtete Karl Altmann, der kommunis -
tische Minister für Energiewirtschaft und
Elektrifizierung, im April 1946 der
Parteiführung, dass der ÖVP-Nationalrat
„schon öfters Anlehnung gesucht“ und
nun erneut um eine Aussprache gebeten
habe. In deren Verlauf habe er sich als
„ein wirklicher Freund der Verständi-
gung und der Zusammenarbeit […] mit
den Kommunisten“ präsentiert, was er in
seinem Wirkungsbereich, der Kammer
für Handel, Gewerbe und Industrie, auch
damit unter Beweis gestellt habe, dass in
der Sektion Handel ein Kommunist zum
Vizepräsidenten gewählt wurde.20 Kris -
tofics-Binder trat in diesen Jahren auch
öffentlich für intensive Wirtschafts -
beziehungen mit der Sowjetunion und
weiteren osteuropäischen Staaten ein.21

Der erste Gedankenaustausch von
 Fischer mit Raab endete mit dessen Er-
klärung, dass er vor einer neuerlichen
Unterredung die führenden Männer sei-
ner Partei informieren werde. Wenige
Wochen später, am 5. Juni 1947, wurde
Fischer zu einer Aussprache mit Figl ge-
laden, für die Kristofics-Binder erneut
als „Arrangeur“ und Gastgeber fungierte.
Für Fischer überraschend nahmen Raab,
Heinl und Gorbach daran nicht mehr teil,

de gekommen war,10 waren in Moskau
nur der ÖVP angehörende Regierungs-
mitglieder anwesend. Im Gegensatz zu
den Londoner Beratungen der Sonder -
beauftragten der Alliierten, an denen im
Jänner und Februar 1947 u.a. auch Ernst
Fischer im Rahmen einer parlamentari-
schen Delegation teilgenommen hatte,11

fanden die Moskauer Verhandlungen da-
mit unter Ausschluss der KPÖ statt.
Nach dem Rückschlag in den Staats -
vertragsverhandlungen, der laut Figl eine
„schwere Entmutigung unseres braven,
arbeitsfreudigen und freiheitsliebenden
Volkes“ zur Folge hatte,12 standen die
Chancen für die KPÖ günstig, aus der
daraus resultierenden Krisensituation
 einen innenpolitischen Nutzen zu ziehen.
„Wachsende Unsicherheit, Desorientie-
rung und Unmut prägten die Stimmung
in der Bevölkerung“, bilanziert der His -
toriker Michael Gehler die schwierige
innen- und außenpolitische Situation im
Sommer 1947 angesichts der wirtschaft-
lichen Not und des ungeklärten politi-
schen Status’ des Landes.13 Nachdem
Grubers Außenpolitik in eine offensicht-
liche Sackgasse geführt hatte, wird in
dieser Situation auch ÖVP-Kreisen be-
wusst geworden sein, dass die kommunis -
tische Kritik an der einseitigen West -
orientierung nicht weiter übergangen
werden könne. Diese habe „in Moskau
Schiffbruch erlitten“, wie Ernst Fischer
am 7. Mai 1947 im Nationalrat kritisier-
te.14 Nach dem ÖVP-Parteitag im April
1947 war in der Volkspartei bereits deut-
lich die Rede davon, dass der Außen -
minister zurücktreten müsse.15 Gerüchte-
weise wurde selbst eine weitergehende
Kabinettsumbildung, ja sogar der Rück-

KPÖ-Forderung nach Neuwahlen am 1. Mai 1947 auf der Wiener Ringstraße
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auch gegenüber dem US-Offizier Martin
F. Herz dargelegt hatte. Gruber und Hel-
mer müssten abgelöst werden, so
 Fischer, und im Zuge eines „New Deal“
eine stärkere Beteiligung der KPÖ er-
reicht werden.27 Dass darüber nun aber
bereits geheime Gespräche mit führen-
den Politikern der ÖVP stattgefunden
hatten, alarmierte das State Department.
Tags darauf war auf der Titelseite der
New York Times zu lesen: „Austrian Red
says Moscow wants new Vienna regi-
me“.28 Am 9. Juni brachte auch der Wie-
ner Kurier die Sensationsschlagzeile,
dass die Sowjetunion – laut Fischer – zu
keinem Abschluss des Staatsvertrags mit
dem Kabinett Leopold Figl bereit sei.
Was als Sondierung von ÖVP-Kreisen
über verschiedene Krisenlösungsmög-
lichkeiten begonnen hatte, erschien nun
in der Öffentlichkeit als Erpressungs -
versuch der KPÖ, kündigte der Kurier
doch – unter Berufung auf  Fischer –
„Repressalien von sowjetischer Seite“
für den Fall an, dass Österreich nicht von
seiner Westorientierung abgehe.29

Angesichts dieser „Monsterkampa-
gne“30 des Wiener Kurier ging die KPÖ
in die Offensive und „enthüllte“ ihrer-
seits in der Volksstimme, dass Figl in der
Besprechung sogar seinen Rücktritt in
Aussicht gestellt habe.31 Die „Lügen -
meldung“ des Kurier interpretierte das
Zentralorgan der Partei als „Gegenschlag
Dr. Grubers und seiner amerikanischen
Freunde gegen den Versuch […], aus
dem gegenwärtigen völlig verfahrenen
Kurs herauszukommen“ auf dem Wege
einer „wirkliche(n) Zusammenarbeit
 aller demokratischen Kräfte Österreichs“
und einer „Politik der Verständigung mit
der Sowjetunion“.32 Gruber habe als eine
„der österreichischen ,Marionetten am
amerikanischen Draht‘ […] schleunigst
den schändlichen Versuch unternom-
men, eine solche Wendung zu torpedie-
ren, ehe sie überhaupt noch richtig unter-
nommen worden war“.33 In der Parla-
mentsdebatte über die „Figl-Fischerei“
war zwar von einem solchen Rücktritts-
angebot seitens des Kanzlers keine Rede,
Wochen später gestand Figl aber ge-
genüber Karl Rankin, einem amerikani-
schen Verbindungsoffizier, ein, dass er
Fischer gefragt habe, ob Österreich mit
seiner Demission gedient sei,34 was
 keinen Zweifel an der Richtigkeit der
Darstellung von Ernst Fischer zulässt.

Insgesamt kann über Figls Motivation,
mit Fischer zu einer informativen Aus-
sprache über die Regierungspolitik zu-
sammenzutreffen, nur spekuliert werden:
Möglicherweise ging es ihm in der Tat

nur darum, vor dem Hintergrund der
Staatsvertragsverhandlungen die kom-
munistischen bzw. sowjetischen Absich-
ten herauszufinden. Ebenso wenig ist
aber auszuschließen, dass er tatsächlich
mit der Überlegung gespielt hat, eine
 Regierungsumbildung vorzunehmen, um
Zugeständnisse seitens der Sowjetunion
zu erwirken. Es ist davon auszugehen,
dass „Figl bei den Sondierungsversuchen
den Wünschen seines Freundes Raab
nach dessen und stärkerer kommunis -
tischer Regierungsbeteiligung sowie in-
tensiveren Ostkontakten nachkommen
wollte“, wie Michael Gehler in Einschät-
zung der „Figl-Fischerei“ festhält.35

Beabsichtigte 
Regierungsumbildung

Um den Geruch der „Geheimdiploma-
tie“ zu vermindern, war die KPÖ darum
bemüht, ihre ohnehin bekannte Neu-
wahlforderung als zentralen Inhalt der
Vorschläge Ernst Fischers darzustellen.36

Gruber hingegen brachte in Erfahrung,
dass sich Fischer in der Aussprache mit
Figl selbst als Minister in einem Kabinett
der „starken Männer“, wie er es bezeich-
nete, ins Spiel gebracht haben soll. Eine
solche Maßnahme würde der Regierung
die „volle“ Unterstützung der KPÖ
 sichern. Neuwahlen würden sich in ei-
nem solchen Fall erübrigen und die
 Regierung könne – mit „besonderen
Vollmachten“ ausgestattet – „über Jahre
unabhängig vom Parlament regieren“.37

 Fischer dementierte diese Variante einer
autoritären Regierung und hielt fest, dass
er die Frage nach seinem eigenen Eintre-

dafür aber Figls Sekretär Johann Dorrek
und Landwirtschaftsminister Josef
Kraus. Ein wesentlicher Inhalt der bei-
den jeweils mehrstündigen Unterredun-
gen war der Austausch von prononciert
antikommunistischen Ministern, wobei
konkret Helmer und Gruber genannt
wurden. Laut der Darstellung von
 Fischer hätten sich „führende Männer
der österreichischen Wirtschaft“ und der
ÖVP angesichts „der verzweifelten
 Situation, in der sich Österreich befin-
det“, an ihn gewendet, um zu sondieren,
ob ein Austausch von Ministern eine
Besserung der Beziehung zur Sowjet -
union und eine Wende in den Staatsver-
tragsverhandlungen einleiten könne.
 Fischer habe ihnen geantwortet, dass
dies vor einem Jahr gereicht hätte, nun
seien aber der Rücktritt der gesamten
Regierung und Neuwahlen notwendig.
Darauf habe Figl mitgeteilt, dass Neu-
wahlen für die ÖVP nicht vor dem Früh-
jahr 1948 in Betracht kämen, er selbst
aber zum Rücktritt bereit sei.22 Zur Dis-
kussion standen zudem eine verstärkte
Einbeziehung der KPÖ und der Eintritt
Fischers in die Regierung. Fischer beton-
te aber, dass er dies erst mit seiner Partei
besprechen müsse. Zuletzt brachte
 Fischer in Erfahrung, dass die bereits vor
Wochen beabsichtigte Fühlungnahme
der ÖVP mit der SPÖ noch nicht stattge-
funden habe, und auch Fischers Frage,
„ob diese Zusammenkunft vorher mit
amerikanischen Stellen besprochen wor-
den sei, wurde kategorisch verneint“.23

Die Unterredung endete damit zwar ohne
konkretes Ergebnis, Figl sagte Fischer
aber zu, „in den nächsten Tagen […]
nach reiflicher Überlegung den Kontakt
wieder auf(zu)nehmen“.24

Zu weiteren Aussprachen zwischen
ÖVP und KPÖ über die Zukunft der
 Regierungspolitik sollte es aber nicht
mehr kommen, blieb doch der Inhalt des
Gesprächs zwischen Figl und Fischer
nicht lange geheim. Bereits am 6. Juni
1947 informierte Peter Krauland seinen
Minis terkollegen Karl Gruber über die
tags zuvor stattgefundene Zusammen-
kunft.25 Dieser ging ohne weitere Rück-
sprache mit dem Kanzler an die Öffent-
lichkeit. Zunächst setzte Gruber am
7. Juni 1947 die amerikanische Gesandt-
schaft in Kenntnis, welche die Informa-
tionen aufgrund ihrer Bedeutung so-
gleich an das US-Außenministerium
weiterleitete.26 Die wesentlichen Inhalte
der kommunis tischen Vorschläge waren
den Amerikanern zwar zu diesem Zeit-
punkt schon bekannt, da sie Ernst
 Fischer kurz zuvor, am 23. Mai 1947,

Rudolf Kristofics-Binder (1896–1969),
ÖVP-Nationalratsabgeordneter (1945–
1949) und Präsident der Kammer für
Handel, Gewerbe und Industrie.
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ten in die Regierung und jene nach dem
in Frage kommenden Ressort auswei-
chend beantwortet habe. Dies gehe „weit
über den Rahmen einer unverbindlichen
Aussprache“ hinaus und er müsse erst
seiner Partei Bericht erstatten.38 In einem
Jahre später verfassten, offenbar auf Karl
Grubers Erinnerungsbuch gestützten
amerikanischen Bericht war davon die
Rede, dass Fischer als Außenminister
 einer neuen Regierung im Gespräch ge-
wesen sei.39 Fischer selbst hingegen be-
richtet, dass er anstelle von Gruber den
Linzer Bürgermeister Ernst Koref (SPÖ)
als neuen Außenminister vorgeschlagen
habe.40 Gruber wiederum informierte un-
mittelbar nach der Besprechung von Figl
mit Fischer seinen Außenamtsbeamten
Heinrich Wildner unter Berufung auf
Krauland, dass „von der Bestellung eines
kommunistischen Staatssekretärs im
Außenamt die Rede gewesen sei“.41

Weitere Namen, die von Ernst Fischer
für den Fall einer Regierungsumbildung
genannt wurden, waren Reinhard
 Machold (Landeshauptmannstellvertre-
ter der Steiermark, SPÖ), Heinrich
Gleißner (Landeshauptmann von Ober -
österreich, ÖVP), der ehemalige Han-
delsminister (1936–1938) und spätere
ERP-Beauftragte der Regierung Wil-
helm Taucher sowie der Grazer Univer-
sitätsrektor Josef Dobretsberger,42 der in
den folgenden Jahren in der Bündnispo-
litik der KPÖ eine wesentliche Rolle
spielen sollte, etwa im Rahmen der öster-
reichischen Friedensbewegung (ab 1949)
oder des Wahlbündnisses Österreichi-
sche Volksopposition (ab 1952). Diese
Tatsache ist wohl auch der Grund für die
in der Forschungsliteratur anzutreffende

Behauptung, dass Fischer Dobretsberger
als neuen Kanzler ins Spiel gebracht
 habe,43 obwohl eine solche Annahme –
abgesehen von Karl Grubers Darstellung
aus dem Jahr 195344 – durch keine Quel-
le gedeckt ist. Dobretsberger war 1946
aus dem Exil nach Österreich zurückge-
kehrt und stand seither – wie aus sowjeti-
schen Berichten bekannt ist – mit der
KPÖ in Verbindung, um perspektivisch
einen linksoppositionellen Flügel in der
ÖVP zu organisieren.45 Im Kontext der
„Figl-Fischerei“ brachte Karl Renner aus
einer „Informationsquelle“ in Erfahrung,
dass in Graz Besprechungen von Dob-
retsberger mit Otto Fischer, dem Bruder
Ernst Fischers stattgefunden hätten.46 Zu
bedenken ist aber, dass Dobretsberger
bis zum Juni 1947 innenpolitisch kaum
in Erscheinung getreten war. Es war ein
– der späteren Entwicklung Dobrets -
bergers geschuldetes – Manöver von
Gruber, diesen in seinem 1953 erschie-
nenen „Abrechnungsbuch“ als verhin-
derten Kanzlerkandidaten des Jahres
1947 hinzustellen. Zeitgenössisch hatte
Dobretsberger in den Auseinanderset-
zungen um die „Figl-Fischerei“ – über
die bloße Nennung seines Namens in der
Parlamentsrede von Ernst Fischer hinaus
– keine Rolle gespielt. Überdies hätte
sich Fischer mit dem „größenwahnsinni-
gen“ Vorschlag, einen als linksoppositio-
nell geltenden bürgerlichen Universitäts -
professor zum neuen ÖVP-Kanzler -
kandidaten zu „nominieren“, gegenüber
Figl geradezu lächerlich gemacht.
 Obwohl Fischer betonte, dass er kein
„Regierungsmacher“ sei und nur seine
persönliche Meinung vortrage,47 hätte er
sich damit als seriöser Gesprächspartner
über eine tatsächliche Regierungsumbil-
dung im Sinne der KPÖ geradezu diskre-
ditiert. Amerikanischen Berichten zufol-
ge soll Fischer zuletzt auch Leopold Figl,
Adolf Schärf und Peter Krauland als
 untragbar bezeichnet haben, was erneut
durch keine weiteren Quellen eine
 Bestätigung findet, jedoch in der For-
schung oft genug hervorgestrichen wird.
Informant der Gesandtschaft war auch
hier Karl Gruber.48

Unterhändler der Sowjetunion?

In bisherigen Darstellungen dieser
„wohl geheimnisvollsten Politaffäre der
jungen Zweiten Republik“49 wird darü-
ber spekuliert, inwieweit Ernst Fischer
von der KPÖ zu den Gesprächen bevoll-
mächtigt worden war. Laut Fischers
 Memoiren habe das Polbüro – korrekter-
weise das „Politische Sekretariat“ – der
KPÖ seine Unterredungen mit Raab und

Heinl „gebilligt“, was nahelegt, dass er
die Parteiführung erst im Nachhinein da-
von in Kenntnis gesetzt hat.50 Dies wird
durch das Protokoll der Sitzung des Poli-
tischen Sekretariats, des operativen
Führungsgremiums der Partei, am
23. Mai 1947 bestätigt: Nach „einer län-
geren Diskussion“ wurden hier die Infor-
mationen von Fischer zur Kenntnis ge-
nommen und gleichzeitig „vorgeschla-
gen, die unverbindlichen Besprechungen
fortzusetzen, in denen betont werden
soll, dass die entscheidenden Vorausset-
zungen zu einer grundlegenden Wen-
dung die Durchführung von Neuwahlen
sind“.51 Damit erledigen sich auch die
auf einen sowjetischen Bericht gestütz-
ten Annahmen, wonach Fischer in den
Gesprächen mit der ÖVP insgesamt ohne
Wissen der KPÖ-Führung agiert habe.52

Fest steht, dass Fischer durch diesen Be-
schluss des Politsekretariats mit einem
„Verhandlungsmandat“ der KPÖ-
Führung ausgestattet war. Es kann also
durch ein in der Forschungsliteratur
 zitiertes Dokument aus dem Parteiarchiv
der KPdSU letztlich nicht bewiesen wer-
den, dass es sich bei der „Figl-Fischerei“
um eine „Eigenaktion Fischers“ gehan-
delt habe, wie in neueren Forschungen
behauptet wird.53 Es ist dies – nebenbei
bemerkt – nicht das einzige Beispiel
dafür, dass das von den verschiedenen
sowjetischen Stellen über die KPÖ ange-
fertigte Quellenmaterial nicht immer zu-
verlässig ist, was zumeist mit der fehlen-
den Innenkenntnis der Sowjets bzw.
schlichtweg mit ihrem Desinteresse an
der KPÖ zu tun hatte. So bezieht sich die
sowjetische Feststellung, dass Fischer
„ohne Wissen oder Erlaubnis des ZK der

Karl Gruber (1909–1995), österreichi-
scher Außenminister 1945–1953 (ÖVP).

Leopold Figl (1902–1965), österreichi-
scher Bundeskanzler 1945–1953 (ÖVP).



Taktiken miteinander abgestimmt wur-
den“. Die Massenmobilisierung wurde
mit der Absicht kombiniert, die verloren-
gegangenen Positionen in der Regierung
wiederzugewinnen und die Präsenz im
Parlament zu verstärken.62

Vor diesem Hintergrund ist die so ge-
nannte „Figl-Fischerei“ schwerlich als
Versuch der KPÖ zu interpretieren, die
Koalition von ÖVP und SPÖ „zu spren-
gen“, wie Manfried Rauchensteiner ein-
schätzt.63 Die „Figl-Fischerei“ war – und
dies wird durch alle zur Verfügung ste-
henden Quellen bestätigt – kein von der
KPÖ eingefädelter Versuch, die Figl-Re-
gierung zu Fall zu bringen. Nicht zu Un-
recht resümierte Erwin Zucker-Schilling
– damals Chefredakteur der Volksstimme
– Jahre später, dass Fischer den ÖVP-
 Politikern de facto keine anderen Vor-
schläge unterbreitet habe, als jene, die
täglich im kommunistischen Zentral -
organ zu lesen waren.64 Es war die all-
seits bekannte strategische Perspektive
der Partei, die „reaktionären Kräfte“ in
ÖVP und SPÖ zurückzudrängen, nicht
jedoch auf dem Wege eines taktischen
Schachzuges oder „Coups“, sondern auf
dem Wege von Neuwahlen. Darüber hin-
aus wird sie sich aber gewiss Überlegun-
gen nicht verschlossen haben, auf dem
Wege einer Regierungsumbildung zu
 einer Stärkung des kommunistischen
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KPÖ“ mit der „Regierung“ in Verhand-
lungen getreten sei, allenfalls auf die
Tatsache, dass er die Einladung von
Kris tofics-Binder, mit Raab und Heinl
zusammenzutreffen, offenbar ohne
Rücksprache mit der engeren KPÖ-
Führung angenommen hatte. Spätestens
ab dem 23. Mai 1947 war diese jedoch
über die Sondierungen informiert und
billigte auch deren Fortführung.

Für die österreichischen Politiker und
die Westalliierten war die Kernfrage
aber weniger, ob Ernst Fischer in Eigen-
regie oder im Auftrag der KPÖ gehan-
delt habe, sondern ob er über verlässliche
Informationen oder gar Aufträge seitens
der sowjetischen Besatzungsmacht ver-
fügte.54 So ließ Karl Gruber am 7. Juni
1947 ein Schreiben an den Politischen
Vertreter der Sowjetunion in Wien Jew-
genij Kiselew aufsetzen, mit dem er of-
fensichtlich auf eine Diskreditierung
 Fischers abzielte: Dieser hätte bei den
Gesprächen den Eindruck erweckt, „dass
ihm vertrauliche Informationen von Sei-
ten der sowjetruss. Regierung zur Verfü-
gung stünden“, aus denen hervorgehe,
dass diese „nicht daran denke, einen Ver-
trag mit Österreich abzuschließen, solan-
ge sich die gegenwärtige Regierung im
Amte befinde“. Da diese „Auslassungen
von Herrn Fischer“ künftige Bespre-
chungen mit amtlichen sowjetrussischen
Vertretern belasten würden, äußerte Gru-
ber seine „Überzeugung, dass sich die
sowjetrussische Regierung für die Wei-
tergabe von Mitteilungen an die österr.
Bundesregierung ausschließlich ihres
amtlichen Vertreters bedient“. Nach
Rücksprache mit Kanzler Figl unterblieb
jedoch die Absendung dieses Schrei-
bens.55 Fischer wiederum wies in der Na-
tionalratsdebatte den Vorwurf zurück, im
Einvernehmen mit der Sowjetunion ge-
handelt zu haben und lehnte auch das in
der zweiten Aussprache von Johann Dor-
rek an ihn herangetragene Ansinnen ab,
bei den „Russen“ vorzufühlen, was eine
Regierungsumbildung bewirken könnte,
da er nicht in die Rolle eines „Maklers“
und „Zwischenhändlers“ hineingeraten
wollte.56 In einer persönlichen Ausspra-
che bei Gruber dementierte auch Kise-
lew, dass Fischer irgendwelche Aufträge
erhalten habe.57 Wenngleich Gerald
Stourzh es als unklar einschätzt, „ob
bzw. wie direkt oder indirekt die sowjeti-
sche Führung hinter den von Fischer ge-
suchten Kontakten stand“,58 kann es
doch als gesichert angesehen werden,
dass Fischer nicht auf Geheiß der
 Sowjetunion entsprechende Vorschläge
unterbreitet hat. „Unwahr ist ganz be-

stimmt, daß Fischer er-
klärt hätte, die Sowjet-
union wird mit der Re-
gierung Figl keinen
Vertrag abschließen,
das hat  Fischer be-
stimmt nicht gesagt“,
war sich in diesen Ta-
gen auch Vizekanzler
Adolf Schärf in einem
Schreiben an Walter
Wodak, den öster-
reichischen Sozial- und
Presseattaché in Lon-
don, im Klaren.59

Ungeachtet der Tat-
sache, dass Ernst Fi-
scher nicht als Unter-
händler der Sowjet -
union agierte, kann
aber von  einem Kon-
sens zwischen Sowjet-
union und KPÖ ausge-
gangen werden, dass
zur Einleitung eines
Politikwechsels in
Österreich sowohl
Massenaktivitäten als
auch die Ausnutzung
solcher Möglichkeiten
zweckmäßig waren, die aus der
Gesprächs bereitschaft von führenden
Politikern der anderen beiden Parteien
resultierten. Unstrittig wird auch gewe-
sen sein, dass außerparlamentarischer
Druck und Verhandlungen über mögli-
che Regierungsumbildungen nicht „zwei
für die KPÖ mögliche Alternativen“,60

sondern zwei Seiten einer einheitlichen
Orientierung waren, war es doch eine
 geradezu „leninistische“ Taktik, Wider-
sprüche in den Reihen des Gegners zur
Erhöhung des eigenen politischen Ein-
flusses auszunutzen. Insofern ist auch
nicht der Einschätzung Wolfgang Muel-
lers zuzustimmen, wonach die Initiative
Ernst Fischers „in ihrer Stoßrichtung […]
nicht der zu diesem Zeitpunkt bereits auf
Klassenkampf, Destabilisierung und
Bekämpfung der Regierung von der
Straße aus gerichteten sowjetischen Stra-
tegie“ entsprach.61 Der von der KPÖ for-
cierte „Druck der Straße“ zielte in Wahr-
heit geradezu darauf ab, die Verhand-
lungsposition der KPÖ auf höherer Ebe-
ne und ihren Einfluss in Regierung und
Parlament zu stärken. So wie den großen
kommunistischen Parteien in Italien und
Frankreich, die bereits im Mai 1947 aus
den Regierungen verdrängt worden
 waren, ging es auch der KPÖ um eine
„dualistische Strategie“, in deren Rah-
men „inner- und außerparlamentarische

Ernst Fischer (1899–1972), Staatssekretär für Volksauf-
klärung (1945) und Nationalratsabgeordneter (1945–1959)
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Einflusses zu gelangen, zumal eine
 solche Option ganz offensichtlich von
der ÖVP an sie herangetragen wurde und
nicht umgekehrt.

Innenpolitischer Wendepunkt

Eine fatale Wirkung für die KPÖ hat-
ten die internationalen Rahmenbedin-
gungen der Affäre: So wurde in Ungarn
Ende Mai 1947 – zwischen den beiden
Unterredungen von Ernst Fischer mit
den ÖVP-Politikern – der Vorsitzende
der Partei der Kleinen Landwirte Ferenc
Nagy zum Rücktritt gezwungen und die
kommunistische USAP gewann an Ein-
fluss. Vor dem Hintergrund dieser fak -
tischen Machtübernahme der ungari-
schen KP bezeichnete es Fischer in sei-
nen  Memoiren als „unverzeihliche
Dummheit“, auf Verlangen der ÖVP
überhaupt an der zweiten Aussprache
mit Figl teilgenommen zu haben.65 Auch
Schärf schrieb zwei Wochen später an
seinen Parteifreund Wodak in London,
dass die Wirkung der „Figl-Fischerei“
angesichts der „bekannten Ereignisse in
Ungarn […] furchtbar“ gewesen sei.66 In
einem Polizeibericht war zu lesen, dass
viele „für Österreich ein ähnliches
Schicksal befürchten“.67 In der Wahr-
nehmung der österreichischen Öffent-
lichkeit wurde zwar eine Parallele zu den
Ereignissen in Ungarn hergestellt, real-
politisch war ein solcher Zusammenhang
aber nicht gegeben. Selbst eine umgebil-
dete Regierung mit den SPÖ-Ministern
Reinhard  Machold und Ernst Koref
 anstelle von Oskar Helmer und Karl
Gruber wäre schwerlich als Schritt einer
„Volksdemokratisierung“ Österreichs zu
werten  gewesen.

Die ÖVP wiederum, die mit den
 Gesprächen beabsichtigt hatte, über „pri-
vate“ KPÖ-Kanäle Informationen über
die sowjetische Österreichpolitik zu
 erhalten, drehte nun – um sich aus der
Affäre zu ziehen – den Spieß um: Die
Partei habe herausgefunden, so der Wie-
ner Vizebürgermeister und ÖAAB-
 Obmann Lois Weinberger Mitte Juni

1947, dass die KPÖ einen Kurs einschla-
gen wolle, „der am Ende in der Sack -
gasse Ungarns enden müsste“. Seine
Schlussfolgerung war: „Keinerlei Ver-
handlungen mit den Totengräbern der
Demokratie“ und „keine Gespräche mit
den geschworenen Feinden Öster-
reichs“.68 In der Wahlkampfrhetorik des
Kalten Krieges schrieb es sich zwei Jah-
re später die SPÖ als ihr Verdienst zu,
dass Österreich nicht „dem Ansturm der
,Volksdemokratien‘ erlegen“ sei,
während die ÖVP „nach dem Fall Un-
garns […] knieschlotternd und feige“ mit
der KPÖ „über eine Unterwerfung“ ver-
handelt habe.69 Der KPÖ sei es um eine
„prävolksdemokratische Koalition unter
Ausschaltung der Sozialisten“ gegangen,
schrieb Josef Toch in den 1960er Jahren
wider besseren Wissens, zielten doch die
Vorschläge der KPÖ in Wahrheit auf die
Ersetzung von Karl Gruber durch einen
SPÖ-Kandidaten ab.70 Was dabei ebenso
unerwähnt blieb und in der zeitgenössi-
schen Auseinandersetzung keine Rolle
spielte, war die Tatsache, dass Ernst
 Fischer Ende Mai 1947 auch gegenüber
dem SPÖ-Politiker Julius Deutsch seine
Vorschläge vorgebracht hatte. Fischer
soll – wie die US-Vertretung vertraulich
in Erfahrung brachte – Deutsch ver -
sichert haben, dass genügend ÖVP-
 Vertreter gewonnen werden könnten, um
zusammen mit der SPÖ eine Mehrheit
für eine sowjetfreundlichere Regierung
zu finden.71

Langfristig betrachtet wurde durch die
geheimen Verhandlungen zwischen
ÖVP und KPÖ paradoxerweise nicht das
Misstrauen zwischen ÖVP und SPÖ be-
flügelt, sondern beide Parteien rückten in
ihrer antikommunistischen Grund -
haltung noch enger zusammen. Nicht
Karl Gruber, den Ernst Fischer – ohne
dessen Namen zu nennen – in der Sit-
zung des Nationalrats als „Schuldigen“
der Affäre erkannte, wurde desavouiert
und „aus der österreichischen Politik
hinausgeschmissen“, weil er mit Hilfe
amerikanischer Stellen eine innenpoliti-

sche Intrige gestartet hatte, sondern
 Fischer selbst erschien in der Öffentlich-
keit „als Überbringer des Ultimatums
 einer ausländischen Macht“.72 Damit war
die von den Briten richtig erkannte kal-
kulierte Indiskretion („calculated in -
discretion“) von Gruber zur Diskreditie-
rung der KPÖ voll aufgegangen. Die
Kommunisten waren die „chief losers“73

der „Figl-Fischerei“. Hatte sich für die
KPÖ zunächst unverhofft ein von der
ÖVP geöffnetes Fenster für erweiterte
Einflussmöglichkeiten aufgetan, fand sie
sich am Ende der  Affäre im politischen
„Out“ wieder. Die einseitige Westorien-
tierung von ÖVP und SPÖ und die Aus-
grenzung der KPÖ aus der Regierungs-
politik waren zwar bereits in den Mona-
ten davor als dominierender Grundzug
der österreichischen Politik deutlich
 geworden. Die für die KPÖ wesentlich-
ste Konsequenz der „Figl-Fischerei“ be-
stand nun aber darin, dass sich künftig
keine Möglichkeit mehr bieten sollte,
diese Konstellation aufzuweichen. Die
„außenwirtschaft liche und außenpoliti-
sche Westorientierung“ der beiden
großen Regierungsparteien wurde „un-
umkehrbar“, wie Michael Gehler die
 Ereignisse resümiert.74 Die SPÖ etablier-
te sich als Folge der „Figl-Fischerei“ als
„zuverlässigster Partner der Amerika-
ner“, so der Grazer Historiker Peter
 Ruggenthaler.75

Die Gespräche im Mai und Juni 1947
über eine stärkere Einbeziehung der
KPÖ in die Regierungsgeschäfte stellen
den letzten realistischen Versuch der
KPÖ dar, auf der Ebene des Parteien-
bündnisses einen außenpolitischen Kurs-
wechsel und eine innenpolitische Wende
im Sinne der antifaschistisch-demokrati-
schen Perspektive einzuleiten, um die
Option einer friedlichen Entwicklung
zum Sozialismus zumindest offen zu hal-
ten. Nach der Skandalisierung der
 Gespräche wurde unübersehbar, was de
facto seit dem 25. November 1945 fest-
gestanden war, nämlich dass für eine da-
hingehende Zusammenarbeit jede
Grundlage fehlte. Auch in der For-
schungsliteratur wird hervorgehoben,
dass Gespräche zwischen Regierungs-
partnern üblicherweise ein „alltägliches
Phänomen“ seien, im Falle der KPÖ, die
von ihren Partnern „als Aussätziger“ be-
handelt wurde, wurden sie aber zu einem
Skandal.76 Im Lichte des Kalten Krieges
und der antikommunistischen Zuspit-
zung wurde bereits eine informative
Aussprache mit der KPÖ als „Landes-
verrat“ gewertet und tabuisiert: „Mit
Kommunisten sollte nicht geredet, sie

SPÖ-Plakatstreifen zu den Nationalratswahlen des Jahres 1949
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